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Fernández will Macri verklagen
Die Rede des Präsidenten vor dem Kongress
Die Staatsführung: Präsident Alberto Fernández (M.) und seine Stellvertreterin Cristina Kirchner. (Foto: dpa)
Buenos Aires (AT/jea) - Präsident Alberto Fernández hat am Montagmittag vor beiden Kammern des Parlamentes gesprochen. Anlass war die Eröffnung der ordentlichen Sitzungsperiode. Die Rede dauerte über anderthalb Stunden und bezog sich auf viele Einzelheiten der Regierungstätigkeit während des Jahres 2020 und auch auf seine Vorschläge für dieses Jahr. Die Rede hatte teilweise einen starken politischen Inhalt.
In diesem Sinn beschuldigte er die Regierung seines Amtsvorgängers Mauricio Macri, ihm eine Schuld von 44 Milliarden Dollar gegenüber dem Internationalen Währungsfonds hinterlassen zu haben, die in vier Jahren zurückgezahlt werden sollte. Dieses Jahr seien es 3,8 Milliarden Dollar, 2022 18,1 Milliarden, 2023 19,2 Milliarden und 2024 4,9 Milliarden. Fernández beschuldigte Ex-US-Präsident Donald Trump, diesen Kredit befürwortet zu haben, um Macri die Wiederwahl zu erlauben. Der Staatspräsident kündigte an, ein Strafverfahren gegen seinen Vorgänger wegen Unterschlagung von Geldern anstrengen zu wollen.
Fernández sagte, der Kredit habe nur eine erstaunliche Devisenflucht finanziert. Das stimmt jedoch nicht: Zwei Drittel des Betrages wurden für Zahlung bestehender Schulden eingesetzt, die unter der Regierung von Cristina Kirchner aufgenommen worden waren, und der Rest zur Finanzierung des Staatsdefizits. Ohne den Fondskredit wäre Argentinien in Default geraten. Was die Amortisation des Kredites betrifft, so war es von vornherein klar, dass es eine Umschuldung geben werde.
Sehr politisch war auch sein Angriff auf die Justiz. Der Präsident sprach von einer Justizkrise, von Privilegien der Richter und Staatsanwälte. Er erinnerte daran, dass diese keine Gewinnsteuer zahlten, ohne zu erwähnen, dass die ab 2019 neu ernannten Richter u.a. die Einkommenssteuer normal zahlen müssen. Er beschuldigte einen Richter des Kassationshofes, seinerzeit Macri aufgesucht zu haben, kurz bevor er Maßnahmen gegen Oppositionspolitiker verfügte. Er bezog sich auch auf die Justizreform, die die sogenannte Beraldi-Kommission ausgearbeitet hatte, die in der Deputiertenkammer nicht durchgekommen ist. Fernández sagte aber nicht, dass Beraldi der persönliche Anwalt von Cristina ist. Beiläufig sprach der Präsident auch von einer Verallgemeinerung der Schöffengerichte.
Von den unzähligen Einzelthemen, die der Präsident aufführte, sollen nur die Maßnahmen erwähnt werden, die anlässlich der Pandemie getroffen wurden. Der Präsident wollte zeigen, dass er sich aktiv darum gekümmert hat, die Folgen der tiefen Krise, die dabei entbrannt ist, zu mildern. Es handelt sich um Folgendes: Schaffung eines Noteinkommens von $ 10.000 für 9 Millionen Familien; Aufhebung der Unterbrechung der Lieferung von Strom, Gas und Wasser im Fall nicht bezahlter Rechnungen; Entlassungsverbot. Die doppelte Entlassungsentschädigung gilt schon ab 13. Dezember 2019; Programm für Lohnsubventionen: 70 Prozent der Arbeitgeber erhielten im Rahmen des ATP-Programmes eine Subvention, die etwa die Hälfte des Lohnes deckt. Außerdem wurden Sozialbeiträge abgeschafft oder verringert.
Es wurden zinslose Kredite von 150.000 Pesos für Einheitssteuerzahler und Selbstständige gewährt. Die Lieferungen von Nahrungsmitteln an gemeinschaftliche Speiseeinrichtungen und Schulen wurden um 400 Prozent erhöht. Im Rahmen des Programmes “Pro Huerta” wurden 610.000 Gemüsegärten von Familien, Gemeinden und Schulen unterstützt.
Im August wurde das bestehende Moratorium zeitlich ausgedehnt. 2,6 Millionen Rentner und Bezieher von Hinterbliebenerenten erhielten über das Sozialwerk PAMI Gratis-Medikamente.
Das Porgramm „Ahora 12” (Konsumkredite, zu niedrigen Zinsen, die in zwölf Monaten amortisiert werden), wurde ausgeweitet. Diese Sozialpolitik habe verhindert, dass weitere 2,7 Millionen Menschen unter die Armutsgrenze fielen und weitere 4,8 Millionen nicht einmal ihren Lebensmittelbedarf decken können.
Die Rede des Präsidenten war aber noch viel umfassender. Er ging mehr auf Einzelheiten ein, als es bisher üblich war.
Lateinamerika
Kontinent in Kürze
BRASILIEN
Tagesrekord an Corona-Toten
Brasília - Brasilien hat bei den an einem Tag erfassten Corona-Toten einen neuen Höchstwert registriert. 1641 Menschen sind nach Daten des Gesundheitsministeriums vom Dienstag innerhalb von 24 Stunden gestorben. Der bisherige Höchstwert hatte am 29. Juli bei 1595 gelegen. Insgesamt sind damit in Brasilien 257.361 Menschen im Zusammenhang mit Covid-19 gestorben. Neu infiziert haben sich 59.925 Menschen, womit die Zahl der Corona-Infizierten in dem größten Land Lateinamerikas auf mehr als 10,6 Millionen stieg. Nur in den USA und in Indien sind die Zahlen noch höher.
KOLUMBIEN
Erste Covax-Impfdosen
Bogotá - Kolumbien hat als erstes Land Lateinamerikas Impfstoffe von der internationalen Covax-Initiative bekommen. „Der heutige Tag markiert einen sehr wichtigen Meilenstein“, sagte der kolumbianische Präsident Iván Duque nach der Ankunft von 117.000 Dosen des Impfstoffs von Biontech und Pfizer am internationalen Flughafen El Dorado in Bogotá am Montag. Insgesamt erwarte Kolumbien im Rahmen der Covax-Initiative 20 Millionen Impfdosen, sagte Duque in einem in sozialen Netzwerken veröffentlichten Video. Die Covax-Initiative wurde von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) und der Impfallianz Gavi gegründet, um vergleichsweise ärmere Länder mit Corona-Impfstoffen zu versorgen.
PARAGUAY
Gesundheitswesen vor dem Kollaps
Asunción - Rund ein Jahr nach Beginn der Corona-Pandemie in Südamerika gerät das Gesundheitswesen in Paraguay an seine Grenzen. In den öffentlichen Krankenhäusern des Landes seien mittlerweile alle Betten auf den Intensivstationen mit Covid-19-Patienten belegt, berichtete die Zeitung „ABC Color“ am Mittwoch. „Die Hospitäler brechen zusammen, die Notaufnahmen brechen zusammen, die Medikamentenversorgung bricht zusammen. Alles kollabiert“, sagte die Vorsitzende des Ärzteverbandes, Gloria Meza. Sie forderte einen harten Lockdown von zwei Wochen, um die Lage wieder unter Kontrolle zu bekommen.
PERU
Indigene Anführer ermordet
Ucayali - Im Westen Perus sind zwei indigene Anführer getötet worden. Die Umwelt- und Menschenrechtsaktivisten Herasmo García und Yenser Ríos seien im Zusammenhang mit Landkonflikten und Drogenhandel in dem südamerikanischen Land umgebracht worden, berichtete die peruanische Zeitung „La República“ unter Berufung auf den Präsidenten der regionalen Indigenen-Organisation ORAU, Berlín Díquez, am Sonntag. García, 28, vom indigenen Volk der Cacataibo habe die Aktualisierung der Landtitel beantragt, aber nach Angaben der ORAU weigert sich die regionale Landwirtschaftsdirektion von Ucayali systematisch, diesen Prozess abzuschließen.
EL SALVADOR
Präsidentenpartei vor Wahlsieg
San Salvador - Die Partei des Präsidenten El Salvadors hat bei ihrer ersten Teilnahme an einer Parlamentswahl voraussichtlich eine Mehrheit der Sitze gewonnen. Das geht aus vorläufigen Ergebnissen der Wahlbehörde des Landes vom Montag nach Auszählung von mehr als 85 Prozent der am Sonntag abgegebenen Stimmen hervor. Die Partei Nuevas Ideas (Neue Ideen) des konservativen Staats- und Regierungschefs Nayib Bukele könnte nach Schätzungen der Medien eine Zwei-Drittel-Mehrheit erreichen. Die Beteiligung der gut fünf Millionen stimmberechtigten Wähler lag bei 51 Prozent.
KOLUMBIEN
Farc-Dissidenten getötet
Calamar - Bei einem Luftangriff des kolumbianischen Militärs sind 13 Mitglieder der Farc-Guerrilla getötet worden. Das schrieb Verteidigungsminister Diego Molano am Dienstag auf Twitter. Die kolumbianische Zeitung „El Tiempo“ hatte unter Berufung auf Armeequellen von zehn Toten und drei Verletzten berichtet. Laut des Berichts werden die Farc-Mitglieder unter anderem der Rekrutierung Minderjähriger, des Drogenhandels und des illegalen Bergbaus in der Gegend beschuldigt. Der kolumbianische Präsident Iván Duque hatte am vorigen Freitag eine neue, 7000 Mann starke Spezialeinheit gegen den Drogenhandel und transnationale Bedrohungen gestartet. (dpa/mc)
Internationale Politik
Er ist wieder da
Trumps Rückkehr ins Rampenlicht / Anhänger hoffen auf 2024
Donald Trump bei der CPAC-Konferenz in Orlando. (Foto: dpa)
Washington (dpa) - Der frühere US-Präsident Donald Trump hat sich mit einer kämpferischen Rede auf der politischen Bühne zurückgemeldet und eine Kandidatur bei der Wahl 2024 offengelassen. Bei seinem ersten öffentlichen Auftritt seit dem Machtwechsel im Weißen Haus schwor der 74-Jährige die republikanische Partei am Sonntagabend in Orlando (Florida) auf seinen Kurs ein. „Ich werde weiterhin direkt an Eurer Seite kämpfen“, betonte er bei der Konferenz CPAC, einer Veranstaltung konservativer Aktivisten. Die Gründung einer eigenen Partei schloss Trump aus. „Wir haben die republikanische Partei“, sagte er. „Wir werden vereint und stark wie nie zuvor sein.“
Trump machte deutlich, dass er den klaren Sieg des Demokraten Joe Biden bei der Wahl im November weiterhin nicht anerkennt. „Diese Wahl wurde manipuliert. Und der Supreme Court und andere Gerichte wollten nichts dagegen tun“, sagte Trump. Sein Lager war mit Dutzenden Klagen gegen das Ergebnis gescheitert. Trump stellte sich am Sonntag erneut als rechtmäßigen Sieger dar, was nicht der Wahrheit entspricht. „Eigentlich haben sie gerade das Weiße Haus verloren, wie Ihr wisst“, sagte er über die Demokraten. Unter tosendem Applaus fügte er hinzu: „Ich könnte sogar beschließen, sie ein drittes Mal zu schlagen.“
Auch im weiteren Verlauf seiner 90-minütigen Rede kokettierte der Ex-Präsident mit einer möglichen erneuten Kandidatur. Er kündigte an, die Republikaner würden bei den kommenden Wahlen das Repräsentantenhaus und den Senat von den Demokraten zurückerobern, „und dann wird ein republikanischer Präsident eine triumphale Rückkehr ins Weiße Haus schaffen. Ich frage mich, wer das sein wird. Ich frage mich, wer das sein wird“, sagte er unter dem Jubel seiner Anhänger, die unter anderem „Wir lieben Dich“ skandierten. In Trumps einziger Amtszeit haben die Republikaner die Mehrheit in beiden Kongresskammern eingebüßt und das Weiße Haus verloren.
Auch unabhängig von der Lüge über seinen vermeintlichen Wahlsieg sparte Trump am Sonntag nicht mit Unwahrheiten. So unterstellte er beispielsweise seinem Nachfolger Biden, einseitig die von seiner Regierung verhängten Iran-Sanktionen aufgehoben zu haben - das hat Biden ausdrücklich nicht getan. Der CNN-Reporter Daniel Dale, der sich einen Ruf als akribischer Trump-Faktenchecker erarbeitet hat, schrieb auf Twitter: „Trump stellt viel mehr falsche Behauptungen in dieser einen Rede auf als Biden in seinen ersten fünf Wochen insgesamt.“
Internationale Politik
Sarkozy zu Haft verurteilt
Frankreichs Ex-Präsident wegen Bestechung belangt
Nicolas Sarkozy (M.) während des Prozesses. (Foto: dpa)
Paris (dpa) - Frankreichs früherer Präsident Nicolas Sarkozy ist wegen Bestechung und unerlaubter Einflussnahme zu einer Haftstrafe von drei Jahren verurteilt worden. Davon werden zwei Jahre zur Bewährung ausgesetzt, wie die französische Nachrichtenagentur AFP am Montag aus dem Pariser Justizpalast berichtete. Der 66-Jährige muss voraussichtlich nicht ins Gefängnis, weil die Strafe zu Hause unter elektronischer Überwachung abgebüßt werden kann.
Die Richter verurteilten auch Sarkozys langjährigen Anwalt Thierry Herzog und den Juristen Gilbert Azibert zu Haftstrafen von jeweils drei Jahren, ebenfalls mit zwei Jahren auf Bewährung. Die Verhandlungen vor Gericht hatten Ende vergangenen Jahres zu großem Aufsehen in Frankreich geführt.
Sarkozy hatte laut Anklage 2014 versucht, über Herzog von dem Juristen Azibert Ermittlungsgeheimnisse zu erhalten. Im Kern habe dieses Verhalten die Unabhängigkeit der Justiz gefährdet, argumentierte die Anklage.
Der konservative Sarkozy regierte von 2007 bis 2012 im Elyséepalast. Er hatte die Vorwürfe Ende vergangenen Jahres vor Gericht zurückgewiesen. Bei zahlreichen Anhängern der bürgerlichen Rechten gilt er bis heute als Führungsikone, obwohl er keine Ämter mehr hat.
Die Vorwürfe beruhen auf der Verwendung abgehörter Telefongespräche des Politikers mit Anwalt Herzog. Um die Rechtmäßigkeit dieser Abhöraktion hatte es einen heftigen Streit gegeben. Das Verfahren gilt als einmalig. Es ist aber nicht das erste Mal, dass ein früherer Präsident verurteilt wurde. Sarkozys Vorgänger Jacques Chirac erhielt 2011 wegen Veruntreuung und Vertrauensbruch in seiner Zeit als Pariser Bürgermeister eine Bewährungsstrafe von zwei Jahren.
Affären um reiche Freunde, maßlose Regierungsmitglieder oder Vetternwirtschaft hatten Sarkozys Zeit im Élysée geprägt. Der einstige Hoffnungsträger der Rechten hatte seine Karriere als Bürgermeister begonnen. Er verlor schließlich 2012 gegen den Sozialisten François Hollande. Nach seinem Abtritt wollte er fünf Jahre später noch einmal Präsident werden - scheiterte jedoch bereits im parteiinternen Ausleseverfahren.
Sarkozy steht vor einem juristischen Hürdenlauf. Wegen Ausgaben für seine erfolglose Wiederwahlkampagne wird es Mitte des Monats einen weiteren Prozess geben. Die Justiz ermittelt zudem seit Jahren wegen angeblicher Zahlungen Libyens für seinen erfolgreichen Präsidentenwahlkampf 2007. Sarkozy weist auch hier alle Vorwürfe zurück.
Internationale Politik
Weltnachrichten
NORDIRLAND
Brexit-Streit spitzt sich zu
Brüssel/London - Der Streit über Brexit-Regeln für Nordirland spitzt sich zu. Die EU-Kommission prüft rechtliche Schritte, weil Großbritannien die Übergangsphase für Lebensmittelkontrollen in Nordirland einseitig verlängert hat. Brüssel sieht dies als Verletzung des bereits gültigen Austrittsvertrages. Die Episode erinnert an die Drohung Londons aus dem vergangenen Jahr, das sogenannte Nordirland-Protokoll per Gesetz auszuhebeln. Ein Gespräch von EU-Kommissionsvize Maros Sefcovic mit dem britischen Brexit-Beauftragten David Frost habe keine Annäherung gebracht, sagte ein Kommissionssprecher gestern. „Wir prüfen nun die nächsten Schritte.“
EUROPÄISCHE UNION
Behörde prüft Sputnik V
Amsterdam - Die Europäische Arzneimittel-Agentur (EMA) eröffnet ein schnelles Prüfverfahren für den russischen Corona-Impfstoff Sputnik V. Die Entscheidung basiere auf Ergebnissen von Laborversuchen und klinischen Studien bei Erwachsenen, wie die EMA gestern in Amsterdam mitteilte. Nach den Studien rege Sputnik V die Bildung von Antikörpern gegen das Virus an und könne beim Schutz vor Covid-19 helfen. Die Experten der EMA werden die Wirksamkeit des Impfstoffes nach dem schnellen „Rolling-Review-Verfahren“ bewerten.
IRAK
Raketeneinschlag
Bagdad - Kurz vor dem Besuch von Papst Franziskus im Irak sind auf einer Luftwaffenbasis im Westen des Landes zehn Raketen eingeschlagen. Trotz der angespannten Sicherheitslage und der Corona-Pandemie hält das Oberhaupt der katholischen Kirche an der Reise in das Krisenland fest. Er habe sich lange gewünscht, die Menschen im Irak kennen zu lernen, die so viel gelitten hätten, sagte der Papst am Mittwoch bei der Generalaudienz im Vatikan. Er wolle sie nicht enttäuschen. Die Raketen trafen den Stützpunkt Ain al-Assad, der von Truppen der internationalen Koalition genutzt wird, wie der Sprecher des Bündnisses, Wayne Marotto, twitterte.
EUROPÄISCHE UNION
Fidesz schert aus
Budapest/Brüssel - Nach jahrelangem Streit vollzieht Ungarns Ministerpräsident Viktor Orban den Bruch mit der Europäischen Volkspartei im Europaparlament. Orban zog die zwölf Abgeordneten seiner Regierungspartei Fidesz am Mittwoch aus der christdemokratischen Gruppe im Parlament ab. Zuvor hatte eine große Mehrheit der Fraktion für eine Änderung der Geschäftsordnung gestimmt, die die Suspendierung des Fidesz erlaubt hätte. Orban sah dies als Affront. Hintergrund ist die Auseinandersetzung über EU-Grundwerte und Rechtsstaatlichkeit. Der rechtsnationale Orban steht wegen seines Plans einer „illiberalen“ Demokratie in der Kritik.
MYANMAR
Gewaltausbrüche
Rangun/New York - Nach dem Putsch in Myanmar haben die Militärmachthaber die Gewalt gegen Demonstranten weiter eskaliert. „Heute war der schwärzeste Tag seit dem Putsch am 1. Februar. Wir hatten heute, nur heute, 38 Todesfälle“, sagte die UN-Sonderbeauftragte Christine Schraner Burgener am Mittwoch. Insgesamt seien damit mehr als 50 Menschen in den vergangenen Wochen gestorben. Sie berichtete von „sehr verstörenden“ Videos, auf denen Gewalt und das offensichtliche Erschießen eines Protestierenden zu sehen gewesen sei.
EU / USA
Sanktionen gegen Russland
Brüssel - Die EU und die USA verhängen wegen der Inhaftierung des Kremlkritikers Alexej Nawalny koordiniert Sanktionen gegen ranghohe russische Staatsfunktionäre. Die von der EU beschlossenen Strafmaßnahmen treffen den russischen Generalstaatsanwalt Igor Krasnow und den Chef des zentralen Ermittlungskomitees Alexander Bastrykin. Zudem richten sie sich gegen den Leiter des Strafvollzugsdienstes, Alexander Kalaschnikow, sowie den Befehlshaber der Nationalgarde, Viktor Solotow. Allen wird vorgeworfen, für schwere Menschenrechtsverletzungen in Russland verantwortlich zu sein, einschließlich willkürlicher Festnahmen und Inhaftierungen.
SYRIEN
US-Angriffe
Damaskus - Mit dem ersten Militäreinsatz unter dem Oberbefehl des neuen Präsidenten Joe Biden haben die USA den Druck auf den Iran und dessen Verbündete erhöht. Das US-Militär flog im Osten des Bürgerkriegslandes Syrien Luftangriffe, bei denen zahlreiche Anhänger pro-iranischer Milizen getötet wurden. Der Sprecher des US-Verteidigungsministeriums, John Kirby, erklärte vor wenigen Tagen bei einer Pressekonferenz, dass neun Einrichtungen an einem Grenzübergang komplett und zwei weitere zum Teil zerstört worden seien. Biden habe die Angriffe genehmigt. Die syrische Regierung verurteilte die Angriffe „aufs Schärfste“. (dpa/mc)
Wirtschaft
China vergibt keine Kredite in Lateinamerika
Über Jahre pumpten chinesische Entwicklungsbanken Milliarden in Lateinamerika. Schlechte Zahlungsmoral in Krisenländern wie Venezuela und die Corona-Pandemie haben den Appetit nun aber gedämpft. Doch China bleibt ein wichtiger Player - auch, weil die Europäer zögern.
Inmitten der weltweiten Corona-Pandemie fährt China sein Engagement in Lateinamerika und der Karibik deutlich zurück: Erstmals seit 15 Jahren haben die beiden großen chinesischen Entwicklungsbanken im vergangenen Jahr keine neuen Kredite in der Region vergeben. Angesichts der Corona-Krise konzentrierten sich die staatlichen Kreditinstitute auf Projekte im eigenen Land, hieß es in einer kürzlich veröffentlichten Studie des Forschungsinstituts Inter-American-Dialogue und der Universität von Boston.
Vor zehn Jahren hatten die Darlehen der China Development Bank (CDB) und der Export-Import Bank of China (Eximbank) mit u$s 35,7 Mrd. einen Rekord erreicht. Noch 2015 vergaben die chinesischen Staatsbanken Kredite über u$s 21,5 Mrd. in der Region. Seitdem ist das Volumen stetig zurückgegangen. Die mit Abstand meisten Darlehen gingen nach Venezuela, aber auch Brasilien, Argentinien und Ecuador wurden mit Krediten bedacht.
Bergbau, Infrastruktur, Energie - China ist in Lateinamerika in eine ganze Reihe von Megaprojekten involviert. Experten hatten zuletzt immer wieder kritisiert, dass Europa den Chinesen in der Region kampflos das Feld überlässt. Allerdings birgt die politisch unruhige Region auch eine ganze Reihe von Investitionsrisiken: Thyssen-Krupp verlor Milliarden mit seinen Stahlwerken in Brasilien, der spanische Energiekonzern Repsol musste die Enteignung seiner argentinischer Tochter verdauen, Eigner von Staatsanleihen fahren oft schmerzhafte Verluste ein.
Auch die Chinesen haben in Lateinamerika eine ganze Reihe problematischer Positionen im Portfolio. Venezuela ist praktisch pleite, mehrfach wurden die Laufzeiten der Kreditlinien bereits verlängert. Auch Ecuador steckt wegen des Verfalls der Ölpreises und der Corona-Pandemie in einer tiefen Wirtschaftskrise. Zuletzt handelte das südamerikanische Land neue Fristen für die Rückzahlung der Darlehen aus.
Der Kahlschlag bei den Krediten bedeutet allerdings keineswegs, dass sich China ganz aus Lateinamerika zurückzieht. Die zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt tätigt weiterhin Direktinvestitionen in der Region, außerdem ist China für viele Länder Lateinamerikas bereits der wichtigste Handelspartner. «Auch wenn die staatlichen Entwicklungsbanken nur noch auf niedrigem Niveau Kredite vergeben, werden Privatbanken, Investmentfirmen und kofinanzierte Initiativen noch auf Jahre für eine spürbare finanzielle Präsenz Chinas in der Region sorgen», heißt es in der Studie. (dpa)
Wirtschaft
Geschäftsnachrichten
Cresud
Dieses landwirtschaftliche Unternehmen des Konzerns von Eduardo Elsztain (IRSA), hat den Schlachthof Carnes Pampeanas, in der Provinz La Pampa, für u$s 10 Mio. an einen Konzern verkauft, der von der Familie Lequio kontrolliert wird, der schon in Entre Ríos den Schachthof Alberdi besitzt. Cresud hatte den Schlachthof, der in der Nähe der Provinzhauptstadt Santa Rosa liegt, 2007 gekauft. Er kann 9.500 Rinder pro Tag schlachten, verfügt über einen Anteil an der Hilton-Exportquote, ist auch für den Export nach USA u.a. Ländern zugelassen und liefert auch Koscher-Fleisch nach Israel. Der Verkauf findet gleichzeitig mit der Kapitalerhöhung von Cresud statt, die u$s 42,5 Mio. betragen soll.
Honda Motor Argentina
Dieser in Argentinien führende Motorradfabrikant hat bekanntgegeben, dass er u$s 5 Mio. investiert habe, um ein neues Modell zu erzeugen. In den letzten zwei Jahren hatte die Firma schon u$s 15 Mio. investiert, um die Integration mit lokal erzeugten Teilen voranzutreiben.
Vicentin
Eine Gruppe von ca. 70 Gläubigern der Firma Vicentin, die 25% bis 30% des Schuldbetrages der Firma darstellen, haben dem zuständigen Richter einen Vorschlag unterbreitet, der im Wesen darin besteht, einen großen Teil dieser Schuld in Kapital umzuwandeln. Der Kapitalanteil der bestehenden Aktionäre würde dabei stark schrumpfen. Denjenigen, die diese Umwandlung von Forderungen in Kapital nicht annehmen, soll die Forderung mit Abschlag und langfristig bezahlt werden. Das bestehende Konkursrecht (aus dem Jahr 1994) erlaubt derartige Lösungen, weil es sich am US-Vorbild inspiriert, das der Erhaltung des Unternehmens Vorrang vor den Interessen der Aktionäre erteilt. Wenn dieser Vorschlag angenommen wird, dann könnte Vicentin wieder als Exporteur von Ölsaat und Getreide, und auch als Fabrikant und Exporteur von Sojaöl und -mehl tätig sein. Vicentin ist als Unternehmen, das weiter tätig ist, viel mehr Wert als sich beim Verkauf der Aktiven ergibt. Die Schuld von Vicentin beträgt $ 23,95 Mrd. und u$s 31,21 Mrd.
Pemex
Dieses staatliche mexikanische Erdölunternehmen schloss 2020 mit einem Verlust von u$s 21,42 Mrd., mit Abstand der höchste der Geschichte der Firma. Es waren 38,2% mehr als der Verlust von 2019. Die Schuld des Unternehmens übersteigt die u$s 100 Mrd. und liegt um 13,9% über dem Vorjahr. Generaldirektor Octavio Romero Oropeza, wies darauf hin, dass 2021 eine Besserung eingetreten sei. Er führte den Verlust auf den Rückgang der internationalen Nachfrage und den Preisverfall für Erdöl zurück. Präsident Manuel López Obrador hat einen neuen Kapitalbeitrag von u$s 4,82 Mrd. und eine Verringerung der Steuerlast angekündigt.
Globant
Dieses argentinische Informatikunternehmen, das vor 18 Jahren von Martín Migoya, Guibert Englebienne, Martín Umarán und Néstor Nocetti gegründet wurde, hat die britische CloudShift gekauft, die Informatikplattformen entwickelt und einrichtet. Globant hat eine phänomenale Expansion erlebt, mit mehreren Zukäufen, sodass die Firma jetzt eine Belegschaft von 16.250 Personen hat, fast alle hochqualifiziert, und in 16 Ländern tätig ist. Im Dezember 2020 hatte Globant schon die spanische Bluecap übernommen, die neue Informatik- und Geschäftsmodelle für Banken (wie Santander, CaixaBank und Sabadell) entwickelt hatte.
Kultur
Ein Frauenleben
Isabel Allende: Von der jungen Rebellin zur fröhlichen Alten
Die Chilenin schrieb ihr neues Buch während des Corona-Lockdowns. (Foto: dpa)
Berlin (dpa/cld) - „Ich erinnere mich an meine Kindheit als an eine Zeit voller Furcht und Dunkelheit“, schreibt Isabel Allende in ihrem neuen Buch. „Doch ich bin dankbar für diese unglückliche Zeit, weil sie mir Stoff für mein Schreiben liefert. Wie Romanautoren klarkommen, die eine angenehme Kindheit in einem normalen Zuhause hatten, ist mir rätselhaft.“ Die Gespenster, die das Kind heimsuchten, belebten später Werke wie „Das Geisterhaus“ und machten sie zu Bestsellern. Allendes Kindheit in Chile und Peru wurde vor allem durch die frühe Trennung ihrer Eltern überschattet und den Statusverlust, den ihre sitzengelassene Mutter - von ihr liebevoll Panchita genannt - durch diese gescheiterte Ehe erlitt. Obwohl sie eine beeindruckende Frau war, verfügte ihre Mutter weder über eine Berufsausbildung noch über Geld oder Freiheit. Für die Tochter war sie Opfer einer rückständigen Gesellschaft. Allendes „Zorn auf den Machismo begann in diesen Kinderjahren.“
Das neue Buch der Schriftstellerin „Was wir Frauen wollen“, das im ersten Lockdown des Coronajahres 2020 an ihrem Schreibtisch in Kalifornien entstand, ist eine Mischung aus Autobiografie und feministischem Manifest. In vielen ihrer etwa 20 Bücher lässt die gebürtige Chilenin familiäre Erinnerungen einfließen, dieses aber ist ihr wohl persönlichstes Werk geworden. Im lockeren Plauderton erzählt die inzwischen 78-Jährige von ihrer Familie, ihren drei Ehen, ihren Kindern und Enkeln, aber auch von ihren ersten Erfolgen als Journalistin im Chile der 60er Jahre und ihrem spektakulären Durchbruch als Autorin 1982.
Präsentiert wird das Buch als weibliche Emanzipationsgeschichte - von der ersten Auflehnung in der Kindheit, über den Ausbruch aus dem öden Hausfrauendasein („Mein Hirn wurde zur Nudelsuppe“) und ihren ersten frauenbewegten Jahren bei der Zeitschrift „Paula“ bis zur Gründung einer Stiftung durch die bereits etablierte Schriftstellerin zur Unterstützung lateinamerikanischer Zuwanderinnen in den USA.
Feminismus ist für Allende „eine philosophische Haltung und eine Auflehnung gegen die Herrschaft der Männer“. Die Autorin sieht Männer an der „Spitze der Raubtiere“, verantwortlich für die „raffgierige und gewalttätige Kultur, in der wir leben“. Die eher theoretischen Passagen werden aufgelockert durch aufrüttelnde Alltagsszenen.
Am Schluss präsentiert sich Isabel Allende als fröhliche Alte. Vor zwei Jahren hat sie wieder geheiratet. Die Ehe kam auf ungewöhnliche Art und Weise zustande. Ihr dritter Ehemann, der Anwalt Roger Cukras, war nämlich ein Fan von ihr, der sie so lange mit E-Mails bombardierte, bis es zu einer persönlichen Begegnung kam. Das Glück, noch einmal eine Liebe im Alter zu finden, hat nicht jede und genauso ist es ein Privileg, materiell sorgenfrei zu sein.
Kultur
Furor um „Teufel“-Song
Athen/Nikosia (dpa) - Im Streit um den musikalischen Beitrag Zyperns beim Eurovision Song Contest haben sich die orthodoxe Kirche und die Regierung in dem Land zu Wort gemeldet. Der Song „El Diablo“ der Sängerin Elena Tsagrinou für den diesjährigen ESC steht in der Kritik, weil darin vom Teufel die Rede ist. In einer Mitteilung forderte die orthodoxe Kirche Zyperns die Regierung am Dienstagabend auf, den Song zurückzuziehen. Eine Online-Petition gegen den Song haben mittlerweile mehr als 16.000 Menschen unterzeichnet.
Die Regierung solle die Wahl des Liedes annullieren, forderte die zyprische Kirche. Der Song solle „durch einen anderen ersetzt werden, der unsere Geschichte, die Tradition und das, wofür wir stehen, zum Ausdruck bringt“, hieß es in der Mitteilung der Synode. Der Pressesprecher des zyprischen Präsidenten Nikos Anastasiades hingegen verwies am Mittwochmorgen auf die Freiheit der Kunst. „Es ist ein musikalischer Wettbewerb, geben wir ihm nicht unnötige Dimensionen“, sagte Viktoras Papadopoulos dem zyprischen Fernsehsender Alphanews.
Unbekannte hatten wegen des Songs am vergangenen Freitag telefonisch damit gedroht, die Zentrale des zyprischen Staatsrundfunks (RIK) in Brand zu setzen. Das Staatsfernsehen hatte daraufhin erklärt, in dem Lied gehe es nicht etwa um die Huldigung des Teufels, sondern um den Kampf zwischen Gut und Böse und darum, dass eine junge Frau sich von einem Mann, einem Nichtsnutz, lösen wolle. Den Song „El Diablo“ haben Jimmy Thornfeld, Laurell Barker, Oxa und Thomas Stengaard komponiert.